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Die Grünliberalen erkennen den grossen Handlungsbedarf im Bereich Frauenhandel in der Schweiz. Die Motion 
der Rechtskommission geht den Grünliberalen aber zu weit. Die Grünliberalen teilen die Meinung des Bundesra-
tes, dass Opfern des Frauenhandels nicht voraussetzungslos eine Aufenthaltsbewilligung gewährt werden soll. 
Konkret stellt die Feststellung des Opferstatus ohne Aussage eine Schwierigkeit dar, die auch ein hohes Miss-
brauchsrisiko birgt. Die Grünliberalen sind aber klar der Meinung, dass verstärkte Bemühungen zum Schutz der 
Opfer von Frauenhandel nötig sind. Sie unterstützen deshalb auch die anderen drei Forderungen der Motion: Kan-
tonale Standards zum spezifischen Schutz für die Opfer des Frauenhandels, Förderung der Sensibilisierungs- und 
Informationskampagnen und rasche Ratifizierung der Konvention des Europarates zur Bekämpfung des Men-
schenhandels. Weiter sehen die Grünliberalen Potential bei verstärkter Polizeiarbeit und konsequenten Verurtei-
lungen der Täter, bei der Sensibilisierung und Schulung der Ermittler und Richter sowie mittels eines Zeugen-
schutzprogrammes für die Opfer. 
 

Die Grünliberalen anerkennen den grossen Handlungsbedarf im Bereich Frauenhandel in der Schweiz. Gemäss Schät-
zungen der OSZE beträgt der weltweite Umsatz des Menschenhandels 35 Millionen US Dollar pro Jahr. Das Risiko, zur 
Verantwortung gezogen zu werden, ist jedoch gering. In der Schweiz gibt es etwa jährlich zwischen drei und  sieben Verur-
teilungen wegen Menschenhandel und 5 bis 30 Verurteilungen wegen Förderung der Prostitution.  

Die Motion der Rechtskommission mit der Forderung, nach der Schaffung eines Rechtsanspruches auf eine Aufenthalts-
bewilligung für Opfer des Frauenhandels und zwar unabhängig von ihrer Aussagebereitschaft, geht den Grünliberalen aber 
zu weit. Die Grünliberalen teilen die Meinung des Bundesrates, dass Opfern des Frauenhandels nicht voraussetzungslos 
eine Aufenthaltsbewilligung gewährt werden soll. Zudem stellt sich die Frage, wie im Rahmen der Untersuchung ohne 
Aussage der Opferstatus festgestellt werden soll. Des weiteren besteht durch eine Einführung des Rechtsanspruches auf 
Aufenthaltsbewilligung ohne Aussage ein zu grosses Missbrauchsrisiko durch die Täter. Die Grünliberalen sehen zusam-
men mit dem Bundesrat im Ausländergesetz  genügend Spielraum insbesondere für Härtefälle. Der Vollzug ist aber noch 
ungenügend und muss im Sinne eines stärkeren Opferschutzes umgesetzt werden. 

Die Grünliberalen sind aber klar der Meinung, dass in der Schweiz ein grosser Handlungsbedarf zum Schutz der Opfer des 
Frauenhandels besteht. Sie unterstützen deshalb auch die anderen drei Forderungen der Motion: Schaffung von für alle 
Kantone verbindliche Standards zum spezifischen Schutz für die Opfer des Frauenhandels, Förderung der Sensibilisie-
rungs- und Informationskampagnen in der Schweiz, rasche Ratifizierung der Konvention des Europarates zur Bekämpfung 
des Menschenhandels. Als prüfenswert erachten die Grünliberalen des weiteren beispielsweise Massnahmen in folgenden 
Bereichen: 

- Verstärkung der Polizeiarbeit und konsequentere Verurteilung mit Strafverschärfung der Täter 

- Sensibilisierung und Schulung insbesondere der Ermittler und Richter (v.a. Untersuchungsrichter) für traumati-
sierte Opfer des Frauenhandels und Sensibilisierung insbesondere auch der potenziellen Kunden. 

- Einführung eines Zeugenschutzprogrammes, welches Frauen nach einem Verfahren schützt 


